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Zur Lage der polnischen Landwirtschaft.
Fast täglich-bringt die polnische-, in erster Linie die Opp—ositsions-

presse, Klagen und Hilferuse der angeblich dem Zusammenbruch
nahen Landwirtschaft »Die Poimmereller Landwirtschaft schlägt

A1akm« heißt es in der liberschirift seines im ,,D«ziennikBvdigo-sk·i«
vom 9. Juni dieses Jahr-es erschienenen Artikelss, in dem beson-
ders auf »die cRöte dieses einstmals intensiv bewirtschafteten Teil-

giebietess hingewiesen wird. (Vergsleiche unsere früheren Berichte:
-1l9l35 Nr. 7—a8, Seite ZW; 19134 Nr-. 1(0, St dir-HEFT Nr. 15,
S. 616*—67’«.)In den verschiedensten Gegend-en Polens abgehaltene
landwirtsichsaftliche Ta-.g-ungen und Versammlungen bestätigen diese
Behauptung Allein die überaus zahlreich-e Teilnahme an solchen
Tagungen usnsd die Tatsache, »daß»der größtes Teil der Besucher mit

desm Wagen oder gsar zsu Fuß zur Tagusng gekommen sei, weil das

Geld ssiir die Eisenbahnfahsrt nicht aufgebracht werden konnte, sei
nach Ansicht des ,,Dsziennik Byidgoski« ein Beweis für das aus
dem Land-e herrschende Elend. Aus zwei größeren Versammlun-
gen, »die vor kurze-m in Tuchel und Sschlwetzstatt-gesunden haben,

,,wurde vor allem geklagt über den wahnsinnigen Preissturz

für landwirtschaftliche Produkte und die Starrheit der Preise

sowohl für die kartellierten, wie der mosnopolisierten Industrie-

produkte, wovon die von staatlichen Institutionen, wie Eisen-

bahn, Post u-s-w., erhobenen Gebühren sowie die Steuern und

Abgaben keine Ausnahme machen. In einer noch schwierigeren

Lage befinden sich die Ansiedler, die auBerdem noch hohe Ren-

ten zahlen müssen.

Die Ansiedler, das ist ein Bevöl-kerungs-teil, der nicht satt

zu essen hat, in zerlöcherten Schuhen geht, zerrissene und ge-

flickte Anzüge trägt, und der selbst für den primitivsten Bie-

darf kein Geld aufbringt, vielfach selbst nicht für den Salzkauf.
Man kann sagen, daB der Ansiedler auf seiner Siedlung nur

ein Knecht ist, der schwer zu arbeiten hat, weil der Gerichts-
vollzieher der eigentliche Herr und der Gläubiger der Eigen-
tümer ist.

Einer besonderen Kritik unterzogen die Redner das Steuer-

system in Verbindung mit einer für die Landwirtschaft unmög-

lichen Bürokratie. Noch viele interessante Einzelheiten ergab
die lebhasfte Diskussion, die gleichzeitig das Elend unserer

Bauern zum Ausdruck brachte. So gab z. B. auf der Tagung
in Schwetz einer der Teilnehmer an, dalz die Landwirte dieses
Kreises bis zu 300,— Zloty je Magdeburgischen Morgen und
die Ansiedler sogar bis zu 5s0t0,——Zloty je Morgen verschuldet
sind. Der Ansiedler einer 60 Morgen grOBeII Wirtschaft Zahlt
an jährlichen Abgaben 20010,— bis 27s00,— Zloty, die anderen
Landwirte 1«2100,— bis 1700,— Zloty.«

Eine ungeheure Unzusriedenheit hapbe die Asbischsassunigder vier-
ten Klasse aus der Eisenbahn hervor-gerufen, da der dafür einge-
rischtete Vorsortversksehr bei weitem die obige Liquisdiation nicht wett-

mache, so daß auch hier wieder die Landsbeviölskerxungider lieidtra-

gende Teil sei.

»Ein neues Ubel ist auch das Verbot, Mlarmelade für den

Hausgebrauch herzustellen, so daB der Rüben anbauensde Land-
wiirt gezwungen ist, die Rüben für das Vieh zu verfüttern, er

selbst jedoch trockenes Brot essen miuB, denn Butter und Klein-

vieh verkauft er, um die Steuern zu bezahlen.
Die Landwirte können keine genügend scharfen Worte für

die Sanacja-Zeitungen finden, die die Nachrichten von der zu

Ende gehenden Krise und einer allgemeinen Besserung bringen,
während die Wirklichkeit sich in völlig anderem gegenteiligen
Lichte zeigt. Mit einem Worte, es steht schlimm um das Dom-

merellische Dorf, denn auch hier wird Viehsalz zu

den Speisen verwendet, wird anstelle von

Petroleum der Kienspan gebrannt, wird
zwecks Ersparung von Streichhölzern ein

,,ewigses Feuer« unterhalten« (Fesk«kdekk" Der

3eitun·g.)
»Die ganze Familie geht in ein und dem-selben Anzuge zur

Kirche, den sie abwechselnd anzieht; Zeitungen können nicht
mehr gehalten werden, weil keine Mittel dazu sind, höchstens-,
daB mehrere Nachbarn Geld zusammenlegen.«

Eine Umssriage,die in Konitz »von einer landswirtsschaftlsichsenGe-

sellschaft bei ihren Mitgliedern angestellt wurde-, habe u. a-. er-

geben, daß der größte Teil »der kleineren Wirtschaft-en msit 100
bis 160 Z ihre-s Grundstückssrvertesverschuldet sei. Besonders
nachteilig wirke sich siir die Land-wirtschaft die Preisschsere zwi-
schen landwirtschaftlichen und industriellen Produkten auss, deren

Beseitigung deshalb auschsin schärfsterForm verlangt werde. Wohl-
hiätken einige Industrieerzesusginisseinsolkge der non der Regierng
ein-geleiteten Aktion zur Verbilligung der Engrosprtesise auch im

Kleinverlksaus eine Verbilligung erfahren. Sio habe sich der Preis
sür 3-e-msentum 30 Z und für Kaltk um 20 Z set-mäßigt,dagegen
seien aber die Preise fiir Holz um ZU Z, fiir Zinskswaren um 3210Z,
fiür Fertigleder um 10 bis «15 Z angestiegen.
»Die Kommunalsteuern sind um 410 Z er-

höht worden, die staatliche Grundsteuer
um 10 Z und die Immobiliensteuer um 40 Z.«

Begrünidek sei die Höh-e der- Abgaben u. a. in dem kostspieligen
und ausgebläshtenBeamtenasppsarat

,,Etwas mehr Sparsamkeit in der hohen Hauptstadt würde
auf dem Dorfe den GenuB von Salz und Brot ermöglichen und
zur Belebung des Binnenmarktes beitragen«

Das polnsischieDorf gehe mit Eil-schritten dem wirtschaftlichen
Ruin entgegen. Wenn man sich nicht bald zu ein-er pslsanmäßigen
Atktion in großem Maßstabe entschließenwerde, werd-e niemand
idie KatastvoPhe auf-halten können.

l,,D«ziennikBydgoski« vom 9. 6. und 4. 7. 19«34; ,,Gazeta
Warszawska« svom 7. 6. 19s34; ,,A. B. C.« vom 22. 6. 1934;
,,Kurjer Warszawski« vom 28. 6. 19341

Y-

Jm Zusammenhang rnit- »dergleich-en Frage verdienen zwei Ar-
tikel aus der ,,Gaizetsa Wiarsszawsskw vosm ’2. und 4. Juli dieses
Jahre-s besondere Erwähnung Der erst-e dies-er Artikel besaßt sich
mit der angeblich zunehmenden Vermutung der Landbevölkerung
und der Arbeitslosigkeit unter derselben.
»Das Dorf ist die gröBte Sammelstelle der Arbeitslosen in

Polen. Sie werden von der amtlichen Statistik übergangen.
Diese operiert nur mit einer Zahl von 300000 industriellen Ar-
beitslosen. Mit einer ganzen Reihe von Sozialgesetzen ver-



gär-
suchit der staat die Folgen dieser Arbeitslosigkeit in dser In-
dustrie zu lindern und zu beseitigen. Die Zahl der Arbeitslosen
auf dem Land-e ist umi ein Viselfaches gröBer. Mit ihr befaBt
sich jedoch der Staat nicht«

Die Iknriz nach dem Kriege angestellten Besrechniungen hätten
«evgehen,daß fast die Hälfte der in- der Landwirtschaft tätigen Per-
sconen nicht prsodsushtivausgenützt sei. an dem gleich-en Ergebnis
soll-en die vor kiusrzem von einem Mitarbeit-er des Statistischen
Hawptamtes in Warschau gemachten Berechnungen geführt haben.
Danach soll-en «51-,3Z der Arbeitstage in der Landwirtschaft nicht
ausgeniitzt werden.

,

,,Lassen wir das Problem der Saisonarbeit auBer acht, so

können wir sagen, daB 6,3 Millionen Berufstätiger »in der Land-
wirtschaft während des ganzen Jahres Arbeit haben, und d a B

o,6 Millionen während des ganzen Jahres
arb eitslo s sind. Selbst in den Monaten der grös-
ten Beanspruchung genügen zur Ausführung wichtiger Saison-
arbeiten 56—84 Z der in der Landwirtschaft tätigen Bevöl-

kerung.
Bedenken wir: 6 600 000 erwachsene, mit dem

Boden verbundene Menschen haben über-

haupt keine Arbeit, oder teilen sich in der
Arbeit mit dem Rest, der auch ohne ihre
Hilfe den Acker bestellen könnte! Welch

ungeheurer vernachlässigter und unausgenützter Vorrat an

Kraft, Energie und R-ei"chtum!«

Früh-er sei ein Teil dieser Leute ausgewandert und habe außer-
halb Polens Arbeit und Brot gefunden. Seit 1919 habe jedoch
diese Auswandserung fast vollkommen aus-gehört Der Staat habe
aber trotz aller Vorsätzie nichts getan, um außerhalb der Land-

wirtschaft neue Arbeitsstätten zu fchaffenDie Zahl der Industrie-
und Handseslsspatente nähme vielmehr von Jahr zu Jahr ab. Die

Zahl der Jndustriesteuer Zahl-enden habe 11924 1v204000 und im

Jahre 1·96s2,nach der Reform dieser Steuer, 689000 betragen Am

-1. Januar 1925 seien in der Industrie 6166 7742 Arbeiter beschäftigt
worden, am 1-. Januar -192l9 8148 500 und am .1. Januar 1964 nur

517700 Arbeiter. Ähnlich sei die Anzahl der in der Ver-arbeitungs-
sindustrisegearbeiteten Tage vron 821 Millionen im Jahre 1926 »und

il 1s6löMillionen im Jahre 18929 auf 6137 Millionen im Jahr-e 1933

zurückgegangen
Die damit in Verbindung stehende Einkommensabnahme habe

jedoch nischstalle Bevölkerungsschichtengleichmäßigbetroffen. Als

Hanptleidtragendse müsse die Landwirtschaft gelten. Die Verände-

rung der wirtschaftlich-en Lag-e versucht der Verfasser an Hand
der Zahl-en aus dem Statistischen Jahribuch für 1934 nachzuweisen
»Der Landwirt zahlte in Roggen:

in den Jahren

1923XZ4 19277J28 1929X30 1933J34
in Kilogramm

für 1 Pflug 134 1s00 2220
-

273

» 10 kg Superphosphat IS 20 40 5s1

» l Paar Schuhe 78 99 2120 192

» 1l0 kg Zucker 46 36 83 110

,, 10 kg Salz 6 8 17 27

» 1 kg Tabak 1«1-5 14l- 375 572

,,
l« Ztr. Kohle 23 IS 40 49

,, 110 Ltr. Petroleurn 1»3 10 32 41

»Um das Bild zu vervollständigen, noch eine Gegenüber-
stellung. Der Landwirt erhielt-

in den Jahren
1928 1932 1933

in Zloty
für 1100 kg Weizen 50 . 25 25

» 100 kg Roggen 441- Do 15

» 100 kg Hafer 38 17 13

,, 100 kg Schwein lebend lDØ 84 87

» 1I0 sEiser 1·,5·8 0,76 0,66
,, I- Arbeitspferd 4409 147 144

» I« Melkkuh 456 133 142.«

Mit der Suche nach einem Ausweg aus dieser Lage befaßt
sichder gleiche Verfasser in dem zweiten Artikel.

»Das Problem-, für 6 bis 7 Millionen Menschen Arbeit zu

finden, ist unmöglich mit einem Satz zu erledigen. Nur auf der
breiten Basis eines Gesamtumbaues der Wirtschaftsstruktur
Poilens können wir Wege einer wenigstens teilweisen Ver-
besserung der wirtschaftlichen Lag-e unseres Dorfes finden. In
den letzten Tagen kündete im Zusammenhang mit der Uber-
nahme des Landwirtschaftsministeriums durch Herrn J. Ponia-
towski die Linkspresse eine breite Parzellierungs- und Ent-
schuldungsaktion als das wichtigste —- wenn nicht das einzige
Landpmblem an. Eine Parzellierungsaktion fürchtet in Polen
n·i«emiand. Selbst der GroBgrundbesitz wird gern einen Teil sei-
nes Bodens zum Zwecke der Schulden- und Steuerntilgung
abgeben und stellt nur eine übrigens berechtigte Forderung:
Er verlangt einen wertgemålzen Preis für das übernommen-e

Land. Wir müssen unsererseits seine zweite Bedingung stellen:
Polnischer Boden muB mehr in die Hände polnischer Bauern,
als in die verarmter Russen und WeiBrussen übergehen«

Ein-e Esnstschsusldungder Landwirtschaft sei selbstverständlichkeine

Leichtigkeit Der Hauptgläubiger sei der Staat. Es sei benannt,
daß die diesbezüglichen in die Milliarden gehenden Schuld-sum-
men ivsollkomrmen eingefroren seien. All-ein die Panstwowy Bank

Rolny hab-e zum Zio. April 1s9t3v4an- langsfristig erteilten Kredit-en

(P)fand«briefe,Mel-ior-ationen, Obligationen) eine Summe von 724

Millionen Zloty ausstgeiwiessenDie dies-bezüglicheSumme beim Um-

satz-fonds der Aigrarreforsm betrage s800 Millionen Zloty. Diese
Kapitalien sksönne selbst die beste Konjunktur nicht flüssig machen.
Es ist auch nicht anzunehmen, daß der Bodenpireis die Höh-e er-

reichen swerde, »die er vsor einigen Jahren hatte. Ein-e Neu-ein-

schätzungvon Grund und Boden sei unerläßlich Ebenso wie seine

radikale Zinserimsäßigungfür Obligiation-sasn-lei«henund Pfand-
briefe. Ohne diese Maßnahmen werde eine massenhafte Zwangs-
versteigerung von vielfach den besten Wirtschaften nicht zu ver-

meiden fein. Zu einer völligen Lösung des Aribeitslosenproblesms
auf dem Lan-de werd-e ein-e einmalige Zinsermäßigung und Nach-
laß von öffentlichenKrediten allein nicht führen können. Deshalb
stellt der Verfasser die Forderung: Die Z00 bis 500 Millionen

Zloty, die von der Bank Gsospsodarstwa Krajowego in verschie-
denen Firmen wie Urfus, Scheibler und Gromann und Widizeswer
Msanusfalktur sinoestisert wurden, hätten bedeutend zur Gesundusng
des ländslichienKrsedites beitragen können, wenn sie durch die

Ste"fcznk-Kassen, die Spar- und Darslehnssksassen und die Land-

genossenschaften bis in die Landwirtschaft gelangt wären. Scheibler
und Gromann Ehabe der 40--M»is"llisonen-Zloty-Kreditder Bank

Polski und der Bank Gosipodarstswa nicht retten können Ein-

Krsedit von 40 Millionen Zloty hätte andererseits aber 40 000

Kleinbauern auf die Bei-ne stell-en, sie vor Wucher bewahren und

ihre Steuer- und Konsumtionsfähisgkeikwiederherstellen können.

Selbst unter den jetzigen Verhältnissen sei noch eine Gesun-
dung des band-wirtschaftlichen Krsedites möglich-.Es seien dazu nur

der feste Wille und- einsige Änderungen im Statut der Bank Polski
sowie eine gewisse Umssteillungder anderen in Frage kommenden

staatlichen Institutionen nötig. Viele von ihnen, wie z. B. die

Staaniche Mantua-ne harken seiofk nach- ider Meinung amtlich-er
Stellen ihre Aufgabe nicht erfüllt

Von Wichtigkeit sei weiterhin die Steuers-rage. Es wurden
·

nicht nur die Sätze einzelner schon vorhandener Steuern erhöht-

sondern auch ihre Anzahl vergrößert, so daß die steuerlische Be-

kasskUWdek LandwittschsasfkUm 33 Z zugenommen habe. Infolge-
dessen

«

,,hört der Landwirt mit der regelmäBigen Bezahlung auf,
so dsaB ihm Vollstreckungskosten und Verzugszinsen entstehen
und seinem Grundstück die Zwangsvollstreckung droht. Er be-
müht sich, an Tabak und Al-ko«hol, an Salz und Streichhölzern,
an Schuhen und Petrolieu-ml, an Zucker und Zeitung zu sparen.
Es schwindet der Umsatz, die Landkultur geht zurück, die
höheren Schulen werden von Bsauernsöshnen nicht mehr be-
sucht; es fehlt das Bargeld zur Aussteuerung der Tochter, zur

Gründung einer neuen Wirtschaft, zum Durchhalten. Das Dorf
verwandelt sich in eine wirtschaftliche Einöde.«

Deshalb kommt der Verfasser abschsließendzu dem Ergebnis,
daß dsie Parzelliersung und Entschuldungder Landwirtschaft zwar
keine neuen Betriebsmittel zur Verfügung stellen und die Ar-



beistslosigkeit nur zum Teil besesitigen könne. Trotzdem müßte mit

dem Leichtesten und Einsachisten angefangen werden. Parzellie-
rusng, Entschusldung und Steuerherabsetzkuxng könnten aber als die

verhältnismäßig einfachsten Ausgaben angesehen wer-den.

l,,Gazeta Warszawkslca« vom Z. und 4. Juli 1934.1

Verschuldung und Entschuldung der polnischen
Landwirtschaft

Die seit länger-er Zeit in der polnischen Presse geführt-eDis-

kussion über die dringende Notwendigkeit und den gewünschten
Umfang einer grundlegenden Entschusldunxgsaktion »der Landwirt-

schaft ist«durch die vom MinisteripräsidentenKsozlsowsssksiam I. August
dieses Jahres svors den Vertretern der Regierungspartei gemachten
prsogammsatischenAusführungen in ein neues Stadium gerückt.An

die Stelle von Mutmaßungen bezüglich der in Zukunft zu- ergrei-
fenden Maßnahmen nach den erfolglosen Unternehmungen der

vergangenen Jahre hat jetzt der Kampf für und wider sdise von der

Regierung bisher bekanntgegebenen Richtlinien begonnen. Dabei

sind in dseir polsnischienPresse besonders drei Wortführer zu- unter-

scheiden. Es ist 1’. dser größte Teil der Regierungs-presse sowie
mehrere links gerichtete Blätter, die anstandslsos alle geplanten
9Raßnahmen, besonders auch »die vorgesehene zweifellos sehr nach-
teilige Behandlung des Großgrundsbsesitzesgiukhseißhdann die dem

Großgrundsbesitzusnd damit dem rechten Flügel der Regierungs-
partsei nahestehende Presse, »die in scharf-er For-m gegen diese Ve-

nachsteiligung des Großgrusndbsesitzesbei »der kommenden Entschul-
dung Front macht, und schließlichdie —- vor alle-m Riatiomaldemso-

kratische — Ovpossiti.ons-presse,die in den geplanten Maßnahmen
eine politische Aktion-, ein Rachgeben der Regierung gegenüber
den Forderungen des linken Flügels des Regisergusngsblockesseshen
möchte, im übrigen aber vorläufig eine sabwartende Stellung ein--

nimmt.

Einig ist man sichidarüber, daß die in den letzten Jahr-en ge-

machten Anstrengungen, sdie Landwirtschaft vor der zunehmenden
Verschuldung und Verarmusng zu bewahren, nur von geringem Er-

folg waren. Auch die in den Jahren 1E95ils und 196i2 eingeleitete
lsansdwirtschaftlischeFinanzierungsasktion (vergl. dass Gesetz vom

I-2. März 191312über die Erleichterung der Ablösung der die Land-

wirtschaft besonders niederdrsückenden Schulden und die Ver-ord-

nun-g des Ministers frür Landwirtschaft und Agrarreform vom

ZU. Juli 1l913s2 über die Gmsission der 5,5qI-r-ozentigen Pfandbrisese
der Staatlichen Bank Rsolny zum Zwecke einer erleichterten Par-
zeslliserung und damit möglichst weist-gehenden Entschuslldung) habe
dsise in sie gesetz-ten Hoffnungen nicht gerechtfertigt. Die Entschul-
dung des landwirtschaftlichen Kleinbseisitziesssei minimat gewesen und

habe kaum 10 Z betragen.
über den Umfang der Verschuldung der Landwirtschaft, die eine

baldigste grundsätzlich-eRegelung notwendig mache, gibt ein aus

dem »Przeglad Gsospsodarczy«sin der ,,Ga«zetaWarszawska« ab-

gedruckter Artikel von St. Lipskii Aufschluß-.Jn diese-m Aussatz
schildert der Verfasser die wirtschaftlich-e Lage der Land-wirtschaft
die bisher unternommenen Hilfsmaßnahmen und die Möglichkei-
ten einer Regulierung dser Verschuldung Rasch Ansicht Lipsksis
gebe es drei, vom Willen des Landwirtes unabhängige Wege zur

Rednzisersung sdser Verschuldung, und zwaksz

,,Herabsetzung »der Steuern und Sozialabgaben, Annäherung

der Preise für die vom Bauern zu erwerbenden Industriepro-
dukte an sdie Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse und

schlielzlich Verringerung des Zinsendienstes für die landwirt-
schaftliche Verschuldung

Wlie bekannt, ist auf idem Gebiete der Verringerung der
St"euerlasten nichts getan worden, und der Versuch, die Preise
der Industkkieprodukte herabzusetzen, zeitigte sehr geringe,
eigentlich fast gar keine Ergebnisse, da die Spanne zwischen
den Preisen für landwirtschaftliche und industrielle Produkte
nicht IlUk Ukscht geringer wurde, sondern sich sogar vergrölzert
hat. Wir müssen uns deshalb mit der dritten Möglichkeit, der

Verringerung des Zinsendienstes für die landwirtschaftliche

Verschuldung befassen.

95le

Die im Jahre 1932 durchgeführten Erhebungen des Finanz-
ministeriums ergaben folgenden Schuldenstand:

1. langfristiger organisierter Kredit 1s842,8 Mill. Zl.
2. langfristiger nicht organisierter Kredit . . 700,— ,, ,,

Z. kurzfristiger organisierter Kredit . . . . 9s24,8 ,, ,,

4. kurzfristiger nicht organisierter Kredit · . 800,— ,, »

·5. rückständige Steuern und Leistungen . . . 354,—- ,, ,,

zusammen 4631.6 Mill. Zl.

Auf diesen, vielleicht nicht ganz genauen Zahlen ist der Kon-

versionsplan vom Jahre 1933 aufgebaut worden, »der die Kosten
für Verzinsung und Amortisation auf 3540 Millionen Zloty jähr-
lich und die Rückzahlung des Kapitals auBer der Amortisation
auf 305 Millionen Zloty jährlich festgesetzt hat.

Ism Endergebnis betragen idie sofort benötigten landwirt-
schaftlichen Beträge augenblicklich rund 1800 Millionen
Zloty, ohne die rückständigen Steuern und Sozialabgabenk
ssodaß von einer Verbesserung »der Lage ider Land-wirtschaft nicht
»die Rede sein könne. ,,Dabei hat diese ganze Kalkulation den
Umstand unberücksichtigt gelassen, daB nicht alle Wirtschaf-
ten verschuldet sind, und hat sich weiterhin auf die voraus-

sichtlichen Bareinnahmen der Landwirtschaft in Höhe von

2200 Millionen Zloty gestützt. Dagegen betragen diese Ein-
nahmen nur rund 15120 Millionen Zloty. Von dieser Summe
entfallen auf den Wirtschaftsaufwand 1s064 Millionen Zloty,
auf laufende Ausgaben und Leistungen 247 Millionen Zloty,
so daB zur Verzinsung der Schulden und Rücskstände nur 2109

Millionen Zloty übrig bleiben, während sdiese Positionen auBer

den sofort fälligen Zahlungsverpflichtungen 414 Millionen Zloty
beträgt«

Rach Ansicht von Diesiin müßte eine slandwirtschastlichseFinanz-
·

aktion durchs folgende Eigenschaften charakterisiert sein:
,,Allgeme-ingeltung im Verhältnis zur Gesamtverschuldung,

Zwangscharakter, automatisches Wirken auf Grund der Ge-

setzgebung unter Wahrung einer Möglichkeit zur Rückgängig-
machung festgesetzter Zeitpunkte für die Durchführung der

Konversion, Beschleunigung der Prozesse zur Liquidierung der

Beziehungen zwischen Gläubiger und Schuldner und schlieBIich
eine wirkliche Anpassung des Zinsendienstes an die Zahlungs-
fähigkeit der Landwirtsc·haft.«

Mit dem Augenblick der Festsetzung sdses Regierungspslanes ssür
die landwirtschaftliche Verschuldung würden sich drei weitere Pro-
bleme thsersasussbildem "

»Die Regulierung der Verschuldung der einzelnen landwirt-
schaftlichen Betriebe, die Lisquidationen derjenigen Betriebe-,
die auf dem gesetzlichen Wege der landwjrtschaftlich-finan-
ziellen Hilfe nicht saniert werden können und eine Hilfelei-
stung an diejenigen Kreditinstitute, die infolge dieser Aktion
direkte Verluste erlitten haben.«

[,,Gazeta Warszawsksa« vom 19. 7. 1934.J
s-

Jm Hinblick aus die sich bereits in Vorbereitung für die ge-
setzliche Regelung befindlichen Entschusldkungsmaßnahmenhat als
erste die der Regierung nahestehende »Gazeta Polska« grundsätz-
lich zu dieser Frage Stellung genommen und damit den Anlaß
zusr folgenden Polemik in der polnischien Presse gegeben. Der Ver-

fasser des Artikel-s geht von der Ansicht auss, daß Agrarkrisen im

Gegensatz zu den ·-k-onjusnktu»rellsenJndustriieikrisen Erscheinung-en
»von langer Dauer seien, und daß deshalb die aiugenbslicklicheGe-

staltung lder Preise für slandiwirtschaftlichseProdukte nicht nur für
die nächstenJahre, sondern auch für einen längeren Zeitabschnitt
entscheidend sein dürfte Daher msüsseauch dise Lösung des land-

wirtschaftlichen Entschlnldiungsproblems den Charakter einer end-

gültig-enLösung tragen-
Die für den Staat durch eine solch-eEntschuldung entstehen-den

riesigen Unkosten im Zusammenhang mit der Gestaltung des

Staatshaushaltes bedingten seine äußerst sparsame Verwendung
»der für diesen Zweck sberseitgsestelltenMittel, damit bei einer

möglichst geringen Belastung des Staatsschatzes eine höchstmög-
Iliche Hilfe geleistet werde. Allein diese Rücksichtnahmeneben an-
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deren Gesichtspunkten soziaslseroder wirtschaftlich er Art bestimme
Nicht-wag und Umfang der Entschlusidusnsgsiakkion

Nach den Angaben der salslsgesmeinenZählung von 1ss921 hiade
es- doamialå in Pol-en ZIÆZM lsändlsicheBetriebe gegeben, wovon

auf Betrieb-e mit liibler IZIOha nur «310000 entfalten seien. Die Zahl
der Wirtschaften mit weniger als 50 ha Ihiasbesich:seitdem asber

stark vermehrt
,,Wichtige Gründe sprechen dafür, daB von der Entschul-

dungsaktiosn vor allein die Betrieb-e des Kleingrundbesiitzes er-

faBt werden. Denn falls der Staat sich für einen Schritt von

so weittragender Bedeutung für das Wirtschaftsleben ent-

schlieBt, wie es die zwangsweise Regelung der Verhältnisse
zwischen Gläubiger und Schuldner, gegen die zwischen ihnen
bestehen-den Abmachuingen, bedeutet, so muB der Staat — in-

dem er dem Schuldner Schutz gewährt —- sich von der Rück-

sichtnahme auf das Wohl der Gesamtheit und nicht auf das

Wohl des Einzelnen leiten lassen. Es unterliegt jedoch keinem

Zweifel, dalZ die wirtschaftliche Lage und der Besitzstand von

über I Millionen kleiner ländlicher Wirtschaften ein allgemein-
staatlichses Problem ist. Selbst die Anwendung eines weit-

gehenden Zwanges bei der Entschuldqu dieser Betriebe findet

in den staatlichen Rücksichten seine genügen-de Rechtfertigung.
Denn es ist wohl zulässig, daB mehrere tausend Grund-

stücke ihren Eigentümer wechseln, aber unmöglich ist es, dalZ

mehrere hunderttausend ländlicher Wirtschaften in andere

Hände übergehen, ohne daB für die Volkswirtschaft und den

Staat höchst negative und gefährliche Nachteile die Folge
wären.

DieEntschuldungsaktion muB im Verhältnis zum landwirt-

schaftlichen Kleinbesitz aus der Natur der Sache heraus den

charakter einer sozial-wirtschaftlichen Aktion und nicht nur

einer ausschlieBlich wirtschaftlichen tragen. In Bezug aufdie-
sen Besitz darf nicht nur die ZweckmäBigkeit des Entschul-

dungsprozesses vom wirtschaftlichen Standpunkt aus berück-

sichtigt werden. Es darf also keine Auswahl üIbermäBig ver-

schulsdeter Einzelwirtschaften stattfinden. Die hier geltende
Regel, die groslze Anzahl desr hier in Frage kommen-den Wirt-

schaften gestattet keine Anwendung solcher Methoden.

Dagegen müssen solche Kriterien für die Entschuldung der

grölzeren Betriebe entscheidend sein. Die ZweckmäBigkeit des

Entschuldungsprozesses sollte hier volle Anwendung finden.

Füir Betriebe, die übermäBig verschuldet sind, und für die keine

Aussicht auf ,,Ges.undung« besteht, dürfte die Entschuldungs-
aktion keine Anwendung finden, da sie von ihrem grundsätz-
lichen Ziele, wie es die Sschaffung gesunder Verhältnisse für

die landwirtschaftlichen Betriebe ist, abweichen würde . . .

Es bleibt noch die Frage der Verschuldung des GroBgrund-
besitzes zu erörtern. Es bestehen begründete Ansichten, daB

diese Besitzungen aus der allgemeinen Entschuldung heraus-

genommen werden sollen Die groBe Fläche der Besitzungen
ermöglicht diesen Wirtschaften eine Durchführung der Ent-

schuldussng aus sich heraus. Diese Entschuldung könnte ohne

besondere Intervention und Hilfe des Staates durchgeführt
werden, dessen Mittel sehr beschränkt sind, und deshalb zur

Erreichusng der — im« Staatsinteresse — wichtigsten Ziele
dienen muB.«

[,,Ga.zeta po1s-ka« vom ie. 7. mail
«

H

Dieser Eben geäußetken Ansicht bat der cZiorssitzendeder Groß-
grujnsddesitzervereiniEgiungin den Grenzgebieken Anton-je Jundziil,
in der in Wislna erscheinenden Zeitung ,,Siosw-o« auf das schärfste
widersprochen Die von Herrn O. (.dem Verfasser des Ar-
tikeilsi iin »der ,,Gsazeta Pole-kla«vom 15. 7. 1(96«4)vertretene Auf-
fassung won- der Notwendigkeit einer Sanisesrsung nur sdser mitk-

lieren usnd ksieinen 1inndlwsittslchiasstlsischsenBetriebe während der

Gwßgrundibesitzsvon »der Hiisssuktisosnausgenommen werden und

sich sesllbstzu helfen versuchen solsle, sei- gleichbedeutend mit der

,,Vern-ichtung der GroBbetriebe zum Schaden

der Gesamterzeugung, der Besitzer und ihre-r nachstehenden

Gläubiger, die bei einer Zwangsversteigerung der Grundstücke

infolge des allgemeinen Geldmangels und desr Unlust zum Kauf

von landwirtschaftlichen ZuschuBbestrieben mit ihren Hypo-
thekenforderungen ausfallen würden. Es würde dies ein allzu

groBer Vorteil für die Besitzer erststelliger Hypotheken sein,
als daB ein solcher Zustand toleriert werden könnte.

Die zweite Möglichkeit einer Liquidation dieser Betriebe ist

die Parzellierung. Sie mülzte in beschleunigtem Tempo durch-

geführt w-erden. Bei der heutigen Armut der Landbevölkerung
würde das einen riesigen Sturz der Biodenpreise zut Folge ha-

ben, was wohl nicht im wirtschaftlichen Interesse des Staates

liegen dürfte.«

Schließlich sei j«asder Ursprung der Verschuldung für sden tin-nd-

wirtschlæstiichienGroß- und Kleingrundbesitz der gleiche.
»Die Verschuldung entstand in den Jahren hoher Preise.

Diese Tatsache ist für die Grenzgebiete umso empfindlicher
gewesen-, weil unsere Landwirtschaft gerade bei sehr hohen
Preisen nach den Vesrnichtungen des Krieges im Wiederaufbau
stand und daher die hohen Preise nicht ausnutzen konnte, eben
weil es eine Zeit des Aufbaues und nicht einer vermehrten
Produktion w"ar.«

Infoige der fehlenden Mittel für IlsainsgsristigeKredite habe sich
die Landwirtschaft zur Aufnahme kurzfristigen meist Wechsel-
ksrsedsite,msit seiner unverhältnismäßig hohen cVerzinsung bis zu
15 Z p. a. gezwungen gesehen. Dsise Folge daivson sei sdann eine

weitere zunehmende Verschuldung gewiesen
»Und so befand sich der polnische gröBere und kleinere

Grundbesitz in einer Lage ohne Aus-weg. Vom Augenblick der

Wiedererstehung Polens an behandelten alle Regierungen den
GroBgrundbesitz mit einer ausgesprochenen Abneigung, indem
sie ihn mit hohen progressiven Steuern, Vermkögenssteuern und

Wkaldabgabe belasteten. AuBerdem nahm ihm die Verwaltung
eine ansehnliche Menge Land für sMilitärsiedlungen ab, für das
die Besitzer die Entschädigung erst nach 10 Jahren und dann
in einer Höhe erhielten, die meistens kaum ein Viertel des Real-
wertes erreichte. Unter diesen Umständen wäre eine A us -

schlieBung des GroBgrundbesitzes von den

Konversionsgesetzen eine schreien-de Un-

gerechtigkeit, die mit einer sichtbaren Verringerung
der Erzeugungsmenge verbunden wär-e, da die besten Betriebe,
die am meisten investiert hatten, gewöhnlich am stärksten be-
droht sind.«

Die Forderungen des Großgrunsdbesitzessei-en daher folgen-de:
»Nicht eine Herabsetzung der Schuldsumme, auBer den Kre-

diten für besondere Zwecke, wie Meliorationen, MiBernten und
Aussaaten, sondern Regulierung der kurzfristigen Kredite zu

einem Teil durch .Pfan-dbriefe, zum anderen durch Zerlegung
der Rückzahlungstermine auf eine längere Zeit unter gleich-
zeitiger Senkung und Anpassung des ZinsfuBes an die augen-

blickliche Deflationspolitik . . .

Die Landwirtschaft bildet im heutigen Kampf ums Dasein
eine geschlossene Front, ohne Unterschied, ob es ein 110 ha
groBer Betrieb oder ein groBer Latifundienbesitz ist. Alle beu-
gen sich unter der Last der Verpflichtungen, die sie zu einer
Zeit aufgenommen haben, als der Wert des Geldes ein völlig
anderer war als heute. Der Zloty hat seinen Namen nicht ge-

ändert. Aber verändert hat sich sein Wert, und ihm ist der
Schuldendienst anzupassen. Es ist verständlich, daB der Klein-
besitz mit einem besonderen Schutz des Staates bedacht wird
und das Mit Recht, dagegen können alle Generalverordnungen
über die Zerlegung der Verpflichtungen und die Herabsetzung
des Zinsfulzes die Bsürger nicht in zwei Klassen aufteilen und
die GroBgrundbesitzer in die Rolle von Parias drängen, die in

Abhängigkeit von der sich in ihrem Besitz befindlichen Hektar-
anzahl zur Vernichtung verurteilt sind, und das in Bezug auf
den Grolzgrundbesjtz, der über 100 Jahre lang in den Grenz-
gebieten mit der gröBten Se.1s«bstver-Ieugnungvaterländischen
Boden verteidigt hat und der auch heute einer der mächtigsten
Pfeiler polnischer Kultur und polnischen Geistes ist. Wenn
vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkt die
Vernicshtung der GroBbetriebe auf urpol-
nischem Boden ein Akt der Demagogie wäre



und sich in Kürze am gesamten Wirtschafts-
leben rächen würde, so wäre insbesondere in

den Grenzgebieten ein solches Vorgehen vom

Nationalitäten-Standpunkt aus ein Wahn-
sinnF

l,,Slowo«-Wsilna vom 25. 7. 1s934.1

I

Aus der großen sacht der den zuständigenministerielslen Stellen

eingereichten Entschuldsungsvorschlägeverdienen- zwei besonderer
Erwähnung-. Es ist dies ’1. die Denlkschirift des Verbandes der
Kiasmmern uinsd lsasndwirtsschsaftlichenOrganisationen usnd 2. die dem

Laus-»wirtschsasstsrmsiniftervon der Blaue-rnpsartei sStrsonnictwo Rol-

nicze) eingereichte Denkschirift Nach Idem Inhalt der ersteren der
beiden Denk-schriften solle die Konversion die Zinsen-lichtider ge-
samten landwirtschafstlischenVerschuldung suimsiasfisensauf Grund ldes

Gesetz-es Alslgemeingiültigkeithaben, und ihr-e Vorteile solslten die

liandwirtschsaftliichenBetriebe je insachihr-er prozentualen Verschul-
dung im Verhältnis zum Schätzung-sichert»der Grundstücke ge-
niefzen

Die Annahme des Verhältnisses von Verschuldung zum Grund-

stückswerstaslss einzig-es »und ausschließlichesKriteriuim für die Ent-

scheidung, ob ein Betrieb iunter die Hilfsmiaßnahrmenfalslie oder

nicht, sei nach Ansicht des regiesrusnsgsfsreundslsichen,,Itnstrow·a»n-y
Kusryer Codzienlnsy«,,ejne zweifellos höchst nachteilige Seite
des genannten Projektes.« Im Interesse des landwirtschaftlichen
Kileinbesitzes sei es unsannehmrpbar, daß der kleine nur wenige
Morgen umfassende Besitz mit dem 100 bis Wo Morgen großen
Betriebe und den riesigen Latifusndien auf die gleiche Basis ge-
stellt werde. Ess sei vielmehr in dem von der Basuernpartei »ge-

forderten Sinne eine Unterscheidung der Hsilsfsmaßnashsmenin Be-
zug auf die einzelnen Besitzcarten notwendig
»Diese Denskschrift geht von der Auffassung aus, sdaB die

Landwirtschaft für »die Höhe ihrer Verschuldung keine Schuld

trägt, und daB infolgedessen die G r u n d s ä t z e e i n e r II r o -

z e n tu a l e n V er s c h u l d u n g als einziges und alleiniges
Kriterium für die Vergünstigungen nicht zuläs sig s e i e n.

Sie weist auch darauf hin, daB die Durchführung der Entschul-
dungsaktion auf dieser Grundlage in der Wirklichkeit eine Pri-

vilegierung des Grolzgrundbesitzes hinsichtlich der Möglichkeit,
von· den Vergünstigungen Gebrauch zu machen, bedeuten

würde. Dagegen würde sie die Ausnutzung der ErmäBsigungen
für die grosBe Zahl der kleinen und der Mittelbetriebe aus-

schlieBen. Diese letzteren nämlich, insoweit sie im Wege der

Parzellierung und Kolonisierung der Grenzgebiete entstanden

sind, können über die zulässige Grenze hinaus verschuldet

sein . . .

Die Kleinbetrieb-e müssen die Möglichkeit einer NutznieBung
der Gesetzesvorteile, selbst bei einer Verschuldung über den
Grundstückswert hinaus haben. Diejenigen Wirtschaften, die in
den von der Agrarreformgesetzgebung vorgesehenen Grenzen
liegen, müBten gegenüber den GroBbetrieben bevorzugt be-
handelt werden. Die Latifundien könnte man dagegen von die-
sem Schutz ausschlieBen.«

Der grundsätzlicheUnterschied in der Auffassung des Entschul-
dsungsproblemss liege iailssodarin, daß der Verband »der Ksatmmesrn

aus dem Standpunkt der Unantastbaukeik der Schiuldsummen steh-k-
dagegen die Denk-schsr-iftder Bauernvartei gerade deren Redu-
zierunig mit Ausnahme derjenigen Fälle, in denen der Kslseingrund
besitz sats Gläubiger auftritt, verlange. Im Zusammenhang damit
tauche der Gedanke auf, ob idsie Verwendung verschiedener staat-
slichser Fonds zrveckmäßigerweisenicht seiner Revision zu unter-
ziehen wäre, mit dient Ziele, die dies-bezüglichenverfügbaren Gel-
der zu anderen, im Augenblick dringenderen Zwecken zsu verwen-

den. Als ein solchiersei der Fonds zur Durchführungder Agrars
reform zu nehmen, der nach Ansicht des »JkIIkaWU-UyKuryek
Csodzienny«wohl besser zur Koilionjsierungder dstlichen und west-
llichtenGrenzgebiete verwendet würde.

Klarheit über die bisher nur« gemutmaßtenPläne »der Regie-
rungs für die Enstschsuldungsaikstionist erst durch die eingangs er-

wähnte cRede dies Ministenprsäisidentenvor den Vertreter-n des Re-
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gierunigsbloscks und die durch den Leiter der Kommission für Agrars
fragen, den Abgeordneten und Bruder des Ministerpräsidentem
Thsomias Kozlsowslki,der Presse erteilten Auskiinsfte gewonnen wor-

den. Die so bekannt gegebenen susnd inzwischen von der Komm-is-
sisoinweiter ausgesarsbeiteten Nichtlisnsien für das sich in Vorberei-

tung befindliche Gesetz-sind vson »der »Gazeta Piolskia« zusammen-
gestellt iund spät-er von den übrigen Zeitungen übernommen wor-

den. Nach den Aussagen des Vorsitzenden der Aguarksominissiosn
werde die Entsch«u:ld-usngsabtioin
»den Charakter einer definitiven Bestimmung des Verhält-

nisses von Landwirtschuldner und Gläubiger ha«ben.«

Deshalb werde es im- eigenen Interesse der Gläubiger liegen,
usm wenigstens einen Teil ihr-er Forderungen zu retten, diese auf
eine den starsk gesunkenen Boden-preisen entsprechende Höhe zu

senken, die Fältiigkeit weiter oh-ina.uszuschisebenund den Sinssatz
entsprechend ziu ermiäßigen Berücksichtigt werden hier-bei nur

solche Ver«schiuldu.ngen’,die v or dem 1.. Zu li 1s93i 2 entstand-en
sind. »Die ErmäBigungen, die auf dem Gebiete des langfristigen
K:re-dites« — aus den das Hiauptgewicht gelegt werden solle —

,,zur Anwendung gelangen sollen, beruhen auf dem Bestreben,
die Verwaltungskosten derjenigen Gesellschaften, die landwirt-

schaftlichen Kredit erteilen, zu verringern, auf der Durchfüh-«

rung einer Konversion der Zahlungsrückstände und schlielzlich
auf der Schaffung von Grundlagen für eine erweiterte Emis-

sioinstätigkeiit diese-r Gesellschaften sowie in der Ermöglichung,
die Schulden durch langfristige Wechsel abzuzahlen und in der

Schaffung einer marktfähigen Nachfrage nach diesen.«

Für die beabsichtigte Gntschiilsdungsaktion werden die folgen-
den, von der Regierung angenommenen »und in der ,,G«azeta

Pol-sha« bekannt gegebenen Richtlinien maßgebend sein:
»Der Umfang der Entschuldungsaktion wird

nicht für alle landwirtschaftlichen Betriebe der gleiche sein.

Die Grenzen dieser Aktion werden von der GröBe der Be-

triebe und der Höhe ihrer Verschulden abhängen-

Der Kleingrundbesitz (bis 50 ha) wird alle Vergän-

stigungen der Entschulsdungsbestimmungen ohne Rücksicht auf

die Höhe der Verschuldung genieBen.
Der mittlere landwirtschaftliche Besitz,

dessen Umfang 5l00 ha (in einzelnen Gebieten 1000 ha) nicht

überschreitet, wird, sofern seine Verschuldung 75 Z des Schät-

zungswertes nicht übersteigt, die Wohltaten der Entschul-

dungsaktion nur in etwas geringerem Umfang genieBen.

Die übrigen Wirtschaften werden an den Zuwen-

dungen des Staatsschatzes, wie sie in dem Verschulsdungsgesetz
vorgesehen sein werden, nicht teilnehmen-. Sie werden dagegen
andere Erleichterungen dieses Gesetzes genieBen können, so-

fern ihre Verschuldung eine bestimmte Höhe nicht über-

schreitet.

Die Verschuldungshöhe, die für die Teilnahme an

den Entschuldungsmalznahmen entscheidend ist, ist von der Be-

triebsgrösBe abhängig. Für landwirtschaftliche Betriebe von

über 5400 ha (bzw. 1000 ha) liegt diese Grenze bei 50 Z des

Schätzungswertes des Grundstückes, für Betriebe von über

1I000 ha (bzw. 1500 ha) bei 40 Z, für Betriebe von über 2000 ha

(bzw. 25100 ha) bei 30 Z-.
Für landwirtschaftliche Betriebe, die wegen ihrer über-

mäBigen Verschuldung von der Entschuldungsaktion nicht mit-
erfaBt werden können, sollen besondere Bestimmungen über

ein Liquidations- und Vergleichsverfahren er-

lassen werden. Diese Bestimmungen werden zum Ziele haben,
den Schuldnern einen VergleichsabschluB mit den Gläubigern
bzw. eine totale oder nur teilweise Liquidation der Besitz-
substanz zu erleichtern. Es muB hierzu bemerkt werden, daB

das Lsiquidations- und Vergleichsverfahren sowohl auf Antrag
der Gläubiger wie auch von Amts wegen wird eingeleitet wer-

den können, sowie daB feine vereinfachte Durchführung dieses

Verfahrens vorgesehen ist«

Was die einzelnen V e r s c h u ld u n g s a r t e n anbetrifft,
so verdient unterstrichen zu werden, daB in Bezug auf die Ver-

schuldung bei Privatinstituten, die langfristigen landwirtschaft-
lichen Kredit erteilen, keine Änderungen eingeführt werden.
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Auf dem Gebiete des langfristigen Kredites werden auch wei-

terhin die Bestimmungen des Konversionsgesetzes vom 20. iDes

zember 1932 Geltung haben. Was jedoch die langfristigen Kre-

dite, die von Privatbanken erteilt wurden, betrifft, so sehen die

Grundsätze »der Entschuldungsaktion eine Revision der Höhe

der Verschulsdung vor, die aus Krediten für Meliorationen, be-

sondere Zwecke und anläBlich MiBernten erteilt wurden. Die

Verschuldung der einzelnen Wirtschaften bei den Instituten

wir-d ihrer wirklichen Zahlungsmöglichkeit angepaBt. Für die-

jenigen Wirtschaften, die aus der mit den Mitteln des Fonds

für Agrarreform geforderten Parzellierung entstanden sind,
werden durch Revision ihres Schulsdenstandes gegenüber die-

sen Fonds Bedingungen einer gesunden Existenz geschaffen
werden.

Auf dem Gebiete des organisierten kurzfristi-

g e n K re dites (d. h. des der Landwirtschaft »durch die ver-

schiedenen Ksreditinstitute gewährten Kredites) ist die Durch-

führ-ung einer zwangsweisen Konversion vorgesehen· Dieser

Zwang wir-d sowohl für »die Gläubiger wie für die Schuldner

Geltung haben. Die Konversion wird weiterhin durch die

Akzeptationsbank geführt werden, nur wird dabei — infolge
«der zwangsweisen Konversion — eine bedeutende Verein-

fachung des Verfahrens erfolgen. Dabei muB jedoch betont

werden, daB der Konversionszwang der kurzfristigen
Kredite lediglich die den landwirtschaftlichen Klein- und Mit-

telbetrieben (bis zu 500 bzw. 1000 ha) erteilten Kredite be-

treffen wird. Dieser Zwang wird jedoch nicht« im· Verhältnis

zu den dem GroBgrundbesitz erteilten Krediten Anwendung

finden. Die Konversion der Kredite, die diesen letzteren Be-

trieben gewährt worden sind, wird weiterhin vom Konversions-

komitee der Akzeptationsbank bearbeitet werden, wobei eine

der Bedingungen, ldie zur Konversion berechtigen, die bereits

genannten Grenzen der Verschulsdung des in Frage kommen-

den Betriebes sein werden.

Die Zinshöhe der zwangsweise konvertier-

ten kurzfristigen landwirtschaftlichen Kre-

d i t e wird auf 4Z Z festgesetzt werden. Die Tilgungsdauer

für die Kleinbetriebe wird 14 Jahre, für Mittelbetriebe 1·0 Jahre

und für GroBbetriebe bis zu 110 Jahren betragen, jedoch mit

der Einschränkung, daB in Bezug auf die konvertierten Schuld-

summen der Grolzbetriebe für die Gläubigerinstitute keine Zu-

wendungen des Staatsschatzes erfolgen werden.

Auf dem Gebiete der Privatverschuldung der Land-

wirtschaft sind folgende Bestimmungen vorgesehen:

Die Verschuldung des Kleinbetriebes wird auf Grund des

Gesetzes zwangsweise konvertiert. Die Tilgungsdauer der kon-

vertierten Schuld wird auf 15 Jahre bei einer Verzinsung von

H Z jährlich festgesetzt. Es wird jedoch die Bedingung ein-

gefügt, daB, falls der Schuldner die fälligen Raten im Verlauf

von 3 Vierteljahren nicht bezahlt, der Gläubiger »das Recht

erhält, die ganze Forderungssumme zurückzuverlangen. An-

dererseits werden die Schuldner, die ihre Verpflichtungen vor-

zeitig ablös-en, auf Grund der Gesetzesbestimsmungen Anspruch
auf Ermälzigung haben . . .

"

Eine wichtige Bestimmung in Bezug auf diejenigen land-

wirtschaftlichen Betriebe, die keine geregelten Hypotheken be-

sitzen, wir-d die Einführung der Registrierungspflicht der kon-

vertierten Privatverschuldung sein. Diese Registrierung wird

eine hypothekarische Sicherung der Forderung des Gläubigers

vertreten.
Was die Privatverschuldung des Mittel- und

G r o B g r u n d b e sitz e s anbetrifft, ’so wir-d diesen das

Recht zugestanden, ihre privaten Verpflichtungen durch Pfand-

briefe eines langfristigen landwirtschaftlichen Kredit erteilen-

den lnstitutes zu begleic«hen.
«

Ebenso wird auch der Gläubiger das Recht haben, die Kon-

vertierung seiner Forderungen in einen langfristigen Kredit mit

Pfandbriefen zu verlangen. Die Möglichkeit für den Schuldner,
ein Konversionsdarlehn in Pfandbriefen zu erhalten, wird von

den langfristigen Kredit erteilenden Instituten beurteilt werden.

Hinzugefügt werden muB, daB für diejenigen Fälle, in denen

der zu konvertierenden Privatforderung hypothekarische ge-

sicherte Forderungen von Kreiditinstituten im Range vorgehen,
unter näher bestimmten Bedingungen ein Rangtausch mit die-

sen Instituten vorgesehen ist.

Wenn die Privatverschuldung der Mittelbetriebe (bis zu

500 bzw«-. 1000 ha) von der Kreditkonversion in Pfandbriefen
nicht erfaBt wird, so wer-den die Wojewosdschaftsschiedsämter

berechtigt sein, diese Verschuldung nach Grundsätzen, die den

für den Kleinbesitz vorgesehenen entsprechen, zu regeln.

Die gröBeren Betriebe werden in Bezug auf die Privatver-

schuldung gleichfalls die Möglichkeit haben, sich an die Woje—
wodschaftsschiedsämter zu wenden. tDie Schiedsämter werden

im Rahmen der ihnen zuerkannten Kompetenzen wohl zu Ent-

scheidungen berechtigt sein, werden aber andererseits die Zu-

erkennung von ErimäBigungen bei der Abzahlung der Schulden

von der Unterwerfung des in Frage kommenden Betriebes

unter das bereits erwähnte Vergleichsliquidationsverfahren ab-

hängig machen können . . .

Von den übrigen Bestimmungen verdient noch auf die vor-

gesehene Revision der durch Erbauseinandersetzung sowie

durch Hypotheskenverpflichtungen der Eheleute entstandenen

Schulden hingewiesen zu werden«

Fiir die Frage des vorauislsischstlichenJnksrafttrietenådies-es-Ge-

setz-es-fei entscheidend, daß mit dein Z 1. O le t o b se r 1«Ble die Be-

fugnis- -der Regierung, Gesetze in Form von Verordnungen des

Stsaatspriäsidentenzu erlassen, ablaqu Es fei daher zu- erwarten,
daß das Esntsschiuslidunigsssgsesetznoch vor- diesern Zeitpunkt verkün-
digt werde.

[,,Ilustrowany Kuryer codzienny« vom 2(5. und 28-. 7. 1934;

,,czas«-Warschau vom 11. 8· 1934; ,,Kurjer Poznanski«

vorn 14. 8. 1934; ,,Sprawv Gospodarcze« vom 15. 6. l934;
,,Polska" Zbrojna« vorn 17. 8. 1934.I

Der Anteil der Landwirtschaft an den Bankkrediten.
Im Zusammenhang mit der defprochsenen Entfchiuldungåaktion

sdser Landwirtschaft ist die vom- Statsisstischen Hauiptsamt (S·tatyftyka
Polåksa, Heft W, Serie B, für das Jahr AM) bearbeitet-e Zusam-
menstellung der Verschuldirng der Landwirtschaft auf idem- organi-
sierten Geldmarkt von Interesse. Seinen Bereichnungien legte dass

HausptftatistisicheAmt die Zahlen von 4t4 von «56 tätigen Banken

zugrunde, darunter die Bank Polsiki die Bank Goåpodarstrva
Krajowegio tStaatliche Wirtschaftsbiainkd, die Staatlichse Bank

Bolny (A-graribank), zwei Komm-unal· usnd 39 Privatbanken Jn-

folgie der Nichtderiickssichtigung der lasngfristigen Kreditinstitu-t-e, der

Kommunalfparskaffen»,der Kreditgenossienschaften usnd Oder Spar-
und Dsarlehnåloassensei diese Zusammenstellung nur frasgmentarifch
und hade idaiher nur Orisentiserusngsswsert

Aue der all-gemeinen Zufamsmenstesllung gehe hervor, daß auf
den Bitt 1c0. 1l9612 von den inxsgesarnt erteilten Krediten in Höhe
von 3 202 Millionen Zloty ausf dise Landwirtschaft 1017 Millionen

Zloty entfallen seien, also sein- Drittel all-er von Basnken erteilten

Kredite. Drei Viertel dieser Summe seien für langfriftige und ein

Viertel für ksurzsfristisgeKrediste ausgegeben worden. Bei »den lang-
sfristigen- Krediten entfalle der weitaus- giriößteAnteil san idie

Staa«tlich:en Banden-, dagegen üsberwisegenbei der Erteilung von

ksnrzfrisstisgsesmKredit die Privat-danken

Bezüglich der Kreditform sei- von der Land-wirtschaft am mei-

sten vom langfristigen Hypothelmrkredit Gebrauch gemacht wor-

den-; san zweiter Stelle stehe der Wechsel-kredit. Die meisten Kre-
idite feien von denjenigen staatlichen Bank«en, die ihren Sitz in

den 3entralwsoj-eroodschaften, besonders in Warschaus haben, ek-
«

teilt worden.

Die Deckiung des Kreditbesdarfeå der Landwirtschaft much die

drei Hasnpstbsankem Die Bank Psolsålkii.dise ParistiworoyBank Rosan
wnid die Bank Goepodarstwas Krajowegio fiel-he sich fobgendep
maßen dar:

Dser Anteil ider Landwirtschaft an den von der Bank Psolgkt
in der Form der- Kreiditdislkiontierungerteilten Krediten beträgt
8 Z, Und zWCIsk4184498000-—-skka auf den ins-gesandt ausgegebe-
nen Kredit in Höhe von 6027158 000,— Zloty.



Der entsprechende Anteil dser Landwirtschaft an den Krediten
der Banle Gsospodarstwa Krajoswego mache nur 5,4 Z bei folgen-
der Verteilung »auf»die verschiedenen Gebiete (in 1000 Zioty) aus:

Wofernodschaften Jnsgesamt Anteil der

Landwirtschaft
Zentral-Wojew-odischaften Mi8632,— Zloty 30091,— Zloty
Oskkjche »

21s 1l96s,— » 5 69-2,— »

Wesriischse »
88 -51l),— » 5 144-,—— ,,

« «522-— » 6«15,—· »

zusammen 1 014 Obiz-— Zloty 54 542,——Zloty

Im- Bordergsrunde steh-ehier der Wechsel- und dann der offene
Kredit-

Die größte Bedeutung für die Kreditierung hat zweifellos die

tplanstwsowyBank R-olny, bei der ·an die insgesamk erkejisken Kre-
djte von 9186 Million-en Zloty aus die Landwirtschaft sm- Milikjoknien

Zloty, d. i. 81»,"5Z, entfallen.
»Den gröszten Anteil haben hier die Pfandbriesie und Obli-

gationen ssoswie»die langfristigen Kredit-e. Die Verteilung aqu die

einzelnen Gebiete zeige folgendes Bild:

Wojewodschufken Jnsgesamt Anteil der

Landwirtschaft
ZentraslsWojsewodschaften 487 1«2"l4,——Zjoty 405 -282,— Zioty

.

» M-— « 788,—« »

Westwche » » »

» 1172-— « 605 »

zusammen .1 004 58l2,— Zloty M 669,— Zioty

Der Anteil der Landwirtschaft an den von Ksostnlrnunalsbanken
erteilten Krediten beträgt 6 2s49 WO Zloty von einer Gesamtkrsedits
fusmsmevon 115-M«000 Zloty. Es sind dies hauptsächlichHypo-
thekarksredite

Die Zusammenstellung der« vsosn P rivatbankse n hin-sichtlich
der Höhe und der territorsiaslen Verteilung ergibt folgendes Bild

(in tausend Zloty)s:

Wojewsodschaften Jnsigesamt Anteil der

Land-wirtschaft
ZentralsWojewodschaften 4461 460,— leoty 61604-1,— Zioty
östlichse ,, 122310,—— »

Z DIE-,- »

» » »

Südllichse » l201«"2189,——»
32 49t1,— »

zusammen 1«I0·8574JZ,—Zloty 153 15l9,— Zioty

Die von den Pr-ivatbanksen erteilten
«

Kredit-e sind zu 50 Z
Weichiselktedsite und Kredit-e in laufen-der Rechnung, also Gelder

leuszrsistigsen Charakters Ausf langfristige Kredit-e entfalten rund

4,5 Millionen Zloty.

[,,Slowo«-Wilna vom 9. «8. 19s34s; ,,Kusrjer«-Wlilna vom

23. 8. 19»34.1

Zahl und Lage der Genossenschaften in Polen.
Nach den Angaben dies Hauptstatistischen Amtes hab-e es zu

Beginn dieses Jahres in Polen 11762 sden verschiedenen Revi-

sionsverbändenangehörende Genossenschaften gegeben. Diese Zahl
sei um M geringer als die des Jahres ists-if wobei jedoch auf-
falle, daß diese Verringerung ledig-lich in der zahlenmäßjgen Alb-

nahm-e der polnischen Genossenschaften begründet sei. Während es

nämlich im Jahre »1t9132= 6 777 psOleche Genossenschaften gegeben
habe, sei diese Zahl um 3516 ausf 64121 in diesem Jahre zurück-
gegangen

Im Gegensatz dazu habe das Genossenschaftswesen der Ukrais

ner trotz der Wirtschaftsktise dauernd an Umfang zugenommen

und sei von 52487 im Jahre «1l)258auf 3369 im Jahre 1931 und

aus Z4I1J1I im Jahre IIM angeskiegsem in fünf Jahren also ein-e

Zunahme von fast IIM Genossenschaften
Geringer sei die Zunahme der deutschen Genosssenlchaflenideren

Zahl vosn 196I2 ibis jetzt ivson 888 aus 59215 angestiegen sei. Ebenso
haben sich die jüdischen Genossenschaften von 9l28 auf 1 006

vermehrt
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,,Somit gewinnt die Genossenschaftsbewegung bei den

Ukrainsern, Deutschen und Juden ständig an Kräften, während
bei uns ihr Umfang sich ständig verringert.«

Nach der Art unterschieden, nehmen dsie Spar- und Kredit-

genossenschaften die erste Stelle ein.

,,Solc-her Genossenschaften haben wir 5494, und es ist be-

merkenswert, daB ihre Zahl im Verhältnis zum Jahre 1931 zu-

genommen hat, woraus hervorgeht, daB immer mehr solche
Genossenschaften die Ukrainer, Deutschen und Juden

gründen-.«

sashlsenmsäißigan nächsterStelle ständen »die Ein- und Ber-

leasusfs-, die Mislchveriwertusnsgis-und ähnlich-e Genossenschaften
mehr-. Es gäbe ihr-er 4508, das sei um 2s7s7 wenig-er asls vior zwei
Jahren.

»Die Verringerung der Zahl dieser Genossenschaften ist
eine für uns unerwünschte Erscheinung, da sie in groBem Um-

fange zur wirtschaftlichen Verselbständigung des polnischen
Dorfes von den ihm fremden Elementen beiträgt.«

Zahslemnäßissgan dritter Stelle stehen miit 1s551i1 (= 80 weniger
als vors zwei Jahren) die Lebensmittelsgenosssenschaftety zu denen

auch die s1i9lZ Wohn- und Baugenossenschaften hinzugezählt seien.
Handwserleersgenossenschaiftengebe es im ganzen nur 29 Stück--

gang um vier Genosssenschaften), an verschiedenen Arbeits- und

Produlktisvgenossenschaften54, um 5 mehr als vor zwei Jahren.
Größer- geworden sei auch die Zahl der Industrie und Handel be-
treibenden Genossenschaften, und zwar von 1»13 auf 1646 in- die-

sem Jahre.
—

»Wie hieraus ersichtlich, hat sich die Krise sehr deutlich
auf unser Genossenschaftswesen ausgewirkt, wobei von ihr
nur die polnischen Genossenschaften berührt wurden, deren
Zahl sich im Gegensatz zu den Genossenschaften, die von un-

seren nationalen Minderheiten geführt werden, verringert. Die

ruthenischen, jüdischen und deutschen Genossenschaften ver-

mehren sich in Polen trotz der Krise. Diese Erscheinung kom-

promittiert gründlich unser Schulwesen und unsere ,,beamten-
mäBige« Einstellung, da die Mehrzahl irgend eine Stellung
sucht und zu diesem Zweck von seinem Geburtsort nach an-

deren ,,Teilgebieten« flieht, um dort ein die Treue schwören-

der Mietling zu sein, anstatt ein freier Herr, der sich in den -

realen DaseinSfragen zurechtfindet. Sich mit der Krise ent-

schuldigen zu wollen, das ist gleichzeitig Dummheit und Lüge·
Die Polen sind auf wirtschaftlichem Gebiete im eigenen Lande

geschlagen, weil sie nicht kämpfen und sich statt dessen hin-
morden lassen wie die Lämmer, die gleichgültig zusehen, wie

vor ihren Augen ihre Geschwister massenweise hingeschlachs
tet werden.

Die Genossenschaften sind durch wirtschaftliche Note als ein

Werkzeug in energischen und denkenden Händen, wenn auch
von armen Bürgern gegründet worden, zum Kampf um eine

Daseinsverbesserung. Bei uns hat selbst die Krise nicht ver-

mocht, die Schläfrigkeit der ,,Mehrheit« zu vertreiben, deshalb
bleiben für uns die S-traBen, während die anderen die Häuser
besitzen. Es ist eine Wendung auf der ganzen Linie mit dem
Gesicht zum Wirtschaftsleben erforderlich.«

[,,Kukjek-L6dzki«a 7. 19341

Eifenbahntarifeund staatliche Wirtschastspolitik.
Auf der Ende Mai abgehaltenen T-arifk:o:nferenzder Lubliner

Landwirtschaftskainmer stand im Mittelpunkt der Verhandlungen
die notwendige Ermäßigung dser Eisenbahntarifsätzesiiri Getreide,

·

Kartoffeln, Rind- usnd Kleindieh. Der heute verbindlich-e Güter-
tarisf stammt aus »dem Jahre 19299 und wurde san Grund der da-
mals geltenden, bedeutend höheren Bahnptseise aufgestellt Die

teilweise durchsgefsiihsrtenTarifsermäßixgungenhaben sich infolge der

großen Preisstiirze als nicht ausreicher erwiesen-, so daß eine

mindestens Wprozentigse Tarsifermäszigung notwendig wäre, wenn

»den landwirtschaftlichen llberschnßgebieteneine nennenswerte Hilfe
zuteil werd-en und ein-e Beliefserung der Konsumtionsugebiete auf
dem Eisenbahsnwege ermöglichtwer-den falle-. Dies hofft man durch
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Gebietstarife errseichen zu können Dsie Folgen der bisherigen
hohen Darife seisen nämlich die, daß kdie Eisenbahntriainsportkolsten
auf einer Entfernung vion über 300 km für die iwichstiigstenPro-
sdubte 440 Ibis 100 Z des Warenpreiisess looo Fabrik- :od«er Grube

ausmachen. Beispielsweise sollen die Transportkosten für 1i Wag-
sgon Schutthohle von Katttowitz nach Psosen rund 1500,— leoty, also
rund ··25 Z mehr als der Warenpreiis betragen
»Ist ein krasserer Beweis nötig, als die in letzter Zeit über-

all beobachtete Erscheinung einer massenweisen Flucht von

der Eisenbahn weg und der Suche nach billigeren Transport-
mitteln? Es ist bereits soweit gekommen, daB selbst die staat-

lichen Institutionen auf den zu teuren Eisenbahntransport ver-

zichten und sich für ihre Zwecke der Fuhrwerke bedienen«

Hohe Transportkiosten werden sich in jeidein Staate, selbst msit

den sonst besten Verkehrsbedingungem für den Wirtschaftsver-
kehr shindernd evweisen Um wieviel mehr müsse das in einem,
in wirtschaftlicher Hsisnsichstso unorlganisch verbundenen Lande, wie

Polen, der- Facll sein-, -w-o die Konsumtionsgelbiete nicht selten meh-
rere hsurndert Kilometer von den Produktionsszentren entfernt sind.
»Der Ver-brauch von Industrieprodukten verringert sich in

den einzeln-en Gebieten in katastrophaler Form, weil die Preise

dieser Wlaren infolge der Kosten für die langen Transpoirte die

Erwerbsfähigkeit »der Konsum-enten übersteigt. So sind z. B.

die Ostgebiiete unId Wilna, die zH der Fläche von Polen und

über IS Z seiner Bevölkerung umfassen, fast voll-kommen von

der Konsumtion der Industrieprodukte abgerückt. lm Jahre

19I33, als auf den Kopf der Bevölkerung von ganz Polen 500 kg
Kohle entfielen, und in einem Radius von 3100 km um das Koh-

lenbecken herum über 1000 kg, da betrug der Kohlenverbrauch

in den Ostgebieten kaum 73 kg pro Person. Der Absatz an

Zinkblech betrug in jenen Gebieten 1«,5Z des Gesamtabsatzes.

Ähnlich niedrig Sind die Anteils-zittern unserer nord-östlichen

Gebiete am Verbrauch von Eisen, Glaubersalz und Kunst-

dünger.«

Schiuld sdarsain sei nicht etwa nur die Eisenbahn, wenngleich die

großen Preis-differenzen in erster Linie durch die hohen Trans-

portksosten bedingt seien.
»Wenn heute auf »Weizenböden Lupine gesät wird, um die

Zufuhr aus der Umgegend, die Weizen im UberfluB hat, zu ver-

meiden, wenn in den verschiedenen Gegenden Fabriken zu-

gemacht werden-, weil die weite Zufuhr notwendiger Materialien

sie ihrer Konkurrenzfähigkeit beraubt, so hört die für einen

solchen Zustand verantwortliche Eisenbahn auf, ihre eigent-
liche Rolle im Wirtschaftsleben zu spielen und wir-d zu einem

Faktor ökonomischer Rückständigkeit.«

Es müsse heute das Gebot dser Wirtschsastsspolsitiksein, dem ver-

armiten inländischen Konsumenten all-es das zu geben, was die

Proidusktisonskräftedes Reich-es zu liefern befähigt sind. Der Eisen-
bahn falle dabei die wichtige Aufgabe zu, die wirtschaftlich-e Zu-
sammenschweißunsgder verschiedenen- Te-i-lg-ebiseteund die Intensi-
viserung des Warenaustaiusches zwischen ihnen zu«unterstützen

,,l-nfolge der mangelnden Anpassung der Eisenbahntarife an

die herrschende Preislage sind unsere östlichen Landesteile,
wie das Wilnagebiet, Wolhynien und das östliche Kleinpolen,
tarifmäBig von den anderen Gebieten getrennt und bilden lose

Wsirtschaftszentren, die vorn übrigen Staatsgebiet isoliert sind,
und die infolgedessen ihre natürlichen -Entwic"klungsbedingun-
gen nicht aus-nützen können.

Die augenblickliche Lage mule eine Änderung erfahren, nicht
nur im Interesse einer Wirtschaftsentwicklung des Staates-, son-

sdern auch im Interesse des Eisenbahnwesens selbst. Wir sind

Zeugen einer so paradoxen Situation, daB, während Zehn-

tausende Waggons auBer Betrieb stehen, sich gleichzeitig der

Fuhrwerks- und der Lastkraftwagenverkehr über Hunderte

von Kilometern entwickelt.« Das alles Ebeweise die cNotwendig-
k.e«ik,die Friaichttarifsätzeherabzusetzen, ,,damit die Eisenbahnen

zu einem Faktor werden« der die Entwideng der wirtschaft-

lich vernachlässigten Gebiete unterstützt, um eine organische
Verbindung zwischen der Tätigkeit unseres Verkehrsapparates
und der staatlichen Wirtschaftspolitik zu g·ewährleisten.«

LKUHST Pokanny« ZlZi Hu 19345 --Kurjer Warszawski« vom

14. 6. 19341

Kohlenausfuhr auf dem Wasserwege nach Ungarn.
In guter Erinnerung sind noch »die seierlichen Empfänge tsche-

chischer Wirtschaftlesr und Jlosuirnalisten in Wasrschau und Gdsi«ngen,
deren Zweck- es war, die Tschoechossloowiatkesi»du-fürzu gewinnen, ihre
Ausfuhr in stärkere-inMaße übe-r Gd-ingen, statt iwsie bisher, über
die deutschen Häsen zsu lenken. Eine Frieilhasfenzonein Gdingen und

besondere Eisenbahntariife sollten Lockmsittel und Belohnung da-

für sein. Die sposlitisschienMißhelligkeiten der letzten Zeit hab-en die

Freundschaft dieser beiden slavischen Völker schnell erkalten lassen.

An die Slteslle früheren Entsgegenkomimens ist nunmehr der Wirt-

schaftskamipsfgetreten-. Bis zu iwselchenMitteln man dabei zu- grei-
fen geneigt ist, lbesweist die Tatsache, daß in letzter Zeit mehrfach
Polnische Kohlentranspsort-e, die für Ungarn bestimmt waren, nicht
wie bisher asusfidem Sichienenwege durch die Tschechsoslowalkeinach
Ungarn gingen, sondern vielmehr aus dem Wasserswegse dahin ge-

lang-ten. Dazu war notwendig, daß die Kohle von Oberschlesien
nach Gidiingen geschafft, dort aus Schiffe sverladen wurde »und über

Ostseestordsee— um Europa shserum bis nach dem Schwarzen
Meer-e ging-, idsort in dem rumänischen Hasen Braila »auf Fluß-
-da:m-pferusmegelsadenw1uride und schließlichsüsberdie Donau bis nach
Ungarn kam. Statt früher-er 500 km Eisenbahnwesg durch die

Tschechcosloiwalkseijetzt «1l000l0 km Land- und Wasserweg Das Auf-
fallende ist hier-bei jedoch, daß, iwie in der Wirtschaftszeitschrift
»P«oslsskaGiosstpioldarcszsaCHeft 214,ausgeführt wird, der Transport
über See trotz der zwanzigmal längeren Strecke billiger sein soll
als der Transport idsurchldie Tschechiossloswakei.

Die dieser ,,-parad«oxenTatsache« zu Grund-e liegende Kalku-

-lat-ion stellt sich folgendermaßen dar:

,,Transport für eine Tonne Kohle auf dem Landwege: Eisen-
bahnfracht von der Grube bis Budapest-hip0tvarosz nach dem
Tarif vom lsr August 1:9«33 = 40,40 Zloty.

Transportkosten für eine Tonne auf dem Seewege: Fracht

»Grube—Gdingen und Umlaidung = «5,55Zloty; Transport Gdin-

gen-Braila—B-uda.pest = l«9,’5·0Pengö Zum-· Kurse von 156,-64
=- 30,35 Zloty, zusammen also 35»s,8l9Zloty.

Auf diese Art erwies sich der Transport auf dem Seewege
um 1s0,2s5Z billiger als der Transsit auf dem Landwege.

AuBer dem Unterschiede zwischen den Kosten des Land-

und des Wassertransportes mulz auch berücksichtigt werden,
daB bei den Kosmspensationem wie sie bei der polnischen Koh-

lenausfuhr nach Ungarn stattf«indet, die Kompensationsverrech-
nung bei dem Landtransport franko tschechoslowakisch-unga-

rische Grenze erfolgt, also auch die tschechosslowakische Eisen-

bahnfracht mit umfaBt, während beim Transport über See die

Bezahlung für die Uberfahrt von Gdingen nach Budapest in

Budapest und in Pengö erfolgt, weshalb bei der Kompensation
fob Gdingen gerechnet wird, also franko polnische Grenze.«

Vlon polnischem Seite wir-d 1betont, daß im Hinblick sausfdiese
Tatsachen keine san-deren als rein wirtschaftliche Rücksichten für
»die Wahl des Seewegeis entscheidend seien. »Der Grund dafür
seien die zu tseuseren tschieichoslowiaikischienBahnen

,,Dies bestätige die Tatsache, daB selbst nach der ErmäBi-

gung der Eisenbahnfracht infolge der Devalvation der tsche-
chischen Krone von den polnischen Gruben bis Budapest um

3,60 Zlosty je Tonne, die tschechoslowakischen Eisenbahnen

die Konkurrenz gegen den fast Zwanzig-mal längeren Wasser-

weg nicht aushalten«

l,,Gazeta Polska« vorn 16. Juni 19-34.1
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